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Satzung LandFrauen/ Männer Wachenheim an der Weinstraße e.V.  

 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  

1. Der Verein besteht im Landfrauenverein Pfalz e.V. seit dem 28.02.1963 und wird 

unter dem Namen LandFrauen / Männer Wachenheim an der Weinstraße 

weitergeführt. 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Wachenheim an der Weinstraße  

3. Der Verein wird in das Vereinsregister eingetragen.  

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

§2 Zweck des Vereins  

1. Der Verein vertritt und fördert die Interessen der Frauen / Männer und Familien im 

ländlichen Raum. 

2. Parteipolitisch unabhängig, auf christlicher Grundlage, jedoch überkonfessionell, 

setzt sich der Landfrauenverein für die Verbesserung der Lebensbedingungen im 

ländlichen Raum ein. Er befasst sich daher mit allen Fragen, die für das Leben der 

Bevölkerung im ländlichen Raum von Bedeutung sind. 

3. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck 

der Körperschaft ist die Volks- und Berufsbildung. Der Satzungszweck 

insbesondere verwirklicht durch Organisation und Durchführung von 

Fortbildungsveranstaltungen sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen für Frauen / Männer und Familien im ländlichen Raum.  

4. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Die Mittel des Vereins dürfen nur an satzungsmäßige Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und keine Zuwendungen aus 

Mitteln des Vereins. Es darf niemand durch zweckfremde Verwaltungsaufgaben 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Beschlüsse, 

welche die Gemeinnützigkeit des Vereins berühren, sind dem Finanzamt 

mitzuteilen.  

5. Alle Ämter werden ehrenamtlich wahrgenommen. Vergütungen und Zahlungen 

können nur auf Grundlage dieser Satzung und den entsprechenden gesetzlichen 

Regelungen erfolgen. 
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§3 Mitgliedschaft 

1. Ein ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person werden, sofern sie die 

Satzung anerkennt und sich ihr verpflichtet. Bei Minderjährigen ist der 

Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. 

2. Die Aufnahme erfolgt anhand einer schriftlichen Beitrittserklärung an den 

Vorstand des Vereins, der über die Aufnahme entscheidet. Ablehnungen bedürfen 

keiner Begründung. 

3. Einzelpersonen, die sich in besonderer Weise um die Arbeit und Entwicklung des 

Vereins verdient gemacht haben, können durch die Mitgliederversammlung zum 

Ehrenmitglied ernannt werden. 

 

§4 Beendigung der Mitgliedschaft  

1. Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit deren 

Erlöschen), Austritt oder Ausschluss.  

2. Der Austritt ist schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt kann 

nur mit einer Frist von vier Wochen zum Ende des Geschäftsjahres erklärt werden. 

Der Vorstand kann Abweichungen zulassen. 

3. Bereits gezahlte Beiträge werden nicht zurückerstattet. 

4. Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn es  

a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender 

Weise schädigt oder  

b) mehr als drei Monate mit der Zahlung seines Mitgliedsbeitrages im Rückstand 

ist und trotz schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses den 

Rückstand nicht eingezahlt hat. Dem Mitglied ist Gelegenheit zu geben, in der 

Mitgliederversammlung zu den Gründen des Ausschlusses Stellung zu nehmen. 

Diese sind ihm mindestens zwei Wochen vorher mitzuteilen. 

 

§ 5 Pflichten der Mitglieder 

1. Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an 

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Die Mitglieder sind zudem 

aufgerufen, durch Vorschläge, Anregungen und Initiativen die Vereinsarbeit zu 

fördern und Schädigungen seines Rufes, seiner Bestrebungen und seines 

Vermögens zu verhindern.  

2. Jedes Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung 

sowie ein aktives Wahlrecht zu den Ämtern des Vereins.  

3. Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere 

regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften 

steht, das Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen. 
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§ 6 Mitgliedsbeiträge  

1. Jedes Mitglied ist beitragspflichtig. Für Ehrenmitglieder ist der Beitrag frei. Das 

Stimmrecht ist gebunden an die Zahlung des Mitgliedsbeitrages. 

2. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung festgelegt. 

3.  Mitgliedsbeiträge werden im SEPA-Lastschriftverfahren eingezogen. Das Mitglied 

hat sich hierzu bei Eintritt in den Verein zu verpflichten, ein SEPA-

Lastschriftmandat zu erteilen sowie für ausreichende Deckung des bezogenen 

Kontos zu sorgen. Der Mitgliedsbeitrag ist unter Angabe der Gläubiger-ID jährlich 

zum 01.03. fällig. Fällt dieser nicht auf einen Bankarbeitstag, erfolgt der Einzug am 

unmittelbar darauffolgenden Bankarbeitstag 

 

§ 7 Organe 

Die Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung 

2. der Vorstand 

3. der erweiterte Vorstand (Beirat) 

 

§ 8 Vorstand 

1. Der geschäftsführende Vorstand besteht im Sinne des § 26 BGB aus den 

Vorsitzenden, den beiden stellvertretenden Vorsitzenden, dem Kassenwart und 

dem Schriftführer.  

2. Je zwei Vorstände vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich, jedoch 

muss der Vorsitzende oder einer seiner beiden Stellverstreter darunter sein.  

3. Die notwendigen Sitzungen des Beirates werden vom Vorsitzenden oder einer 

seiner Stellvertreter eingeladen.  

4. Der erweiterte Vorstand besteht aus den gewählten Beisitzern. Er hat den Auftrag, 

den geschäftsführenden Vorstand in allen wichtigen Angelegenheiten des Vereins 

zu unterstützen und zu beraten. Der erweiterte Vorstand wird nicht im 

Vereinsregister eingetragen. 

5. Der Kassenwart führt unter persönlicher Verantwortung die Kassengeschäfte. Er 

ist zuständig für die Erhebung der Mitgliedsbeiträge, Umlagen und Gebühren. Er 

leistet auf Anweisung des Vorstandes Zahlungen.  

6. Der Schriftführer erledigt den Schriftverkehr und hat die Sitzungsniederschriften 

anzufertigen. Außerdem obliegt ihm die Führung der Mitgliedsdatei.  

7. Über die Vorstandsarbeit ist den Mitgliedern laufend, insbesondere aber in der 

Mitgliederversammlung zu berichten. 

8. Die Haftung der Mitglieder des Vorstandes ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 

beschränkt. 
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§ 9 Aufgaben des Vorstandes  

Dem Vorstand des Vereins obliegt die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die 

Führung seiner Geschäfte. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:  

a. die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen 

einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung 

b. die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,  

c. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des 

Jahresberichts,  

d. die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

§ 10 Bestellung des Vorstandes  

1. Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die 

Dauer von drei Jahren einzeln gewählt. Mitglieder des Vorstandes können nur 

Mitglieder des Vereins sein. Mit der Mitgliedschaft im Verein endet auch die 

Mitgliedschaft im Vorstand. Die Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines 

Mitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig. Ein Mitglied bleibt nach 

Ablauf der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt.  

2. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden 

Mitglieder des Vorstandes berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl des 

Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den Vorstand zu berufen. 

 

§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstandes  

1. Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen, mindestens jedoch dreimal im Jahr. Die 

Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem 

Stellvertreter, einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten 

werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder 

anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung die seines Stellvertreters.  

2. Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom 

Protokollführer sowie vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem 

Stellvertreter oder einem anderen Mitglied des Vorstands zu unterschreiben. 

3. Ehrenmitglieder können als Ratgeber zu Sitzungen eingeladen werden. Sie haben 

Sitz und Stimme bei allen Beschlüssen.  

4. Der Vorstand hat die Möglichkeit, Berater zu Sitzungen einzuladen, die jedoch 

nicht stimmberechtigt sind. Stimmberechtigt ist der geschäftsführende Vorstand, 

erweiterter Vorstand (Beirat) und Ehrenmitglieder.  

5. Über die Beschlüsse der Vorstandssitzungen ist ein Ergebnisprotokoll 

anzufertigen, die von den Vorsitzenden und Schriftführerin zu unterschreiben und 

bei der nachfolgenden Vorstandssitzung zu genehmigen sind. 
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§ 12 Mitgliederversammlung 

 

§ 12.1 Aufgaben der Mitgliederversammlung  

1. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden 

Angelegenheiten:  

a. Änderungen der Satzung,  

b. die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, 

c.  die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von Mitgliedern 

aus dem Verein,  

d. die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes sowie des 

erweiterten Vorstandes,  

e. die Entgegennahme des Jahresberichtes und die Entlastung des 

Vorstandes, 

f. Entscheidung über Einsprüche von Mitgliedern gegen Beschlüsse des 

Vorstandes, 

g.  die Auflösung des Vereins.  

 

§ 12.2 Einberufung der Mitgliederversammlung 

1. Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine 

ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt textlich 

oder durch Veröffentlichung im Amtsblatt unter Einhaltung einer Frist von zwei 

Wochen und unter Angabe der Tagesordnung. Das Einladungsschreiben gilt als 

zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein bekannt gegebene 

Adresse gerichtet ist.  

2. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis 

spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich 

eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der 

Vorstand. Über Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen 

wurden oder die erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden, 

entscheidet die Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der 

anwesenden Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, 

Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum 

Gegenstand haben  
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3. Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, 

wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel 

der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

Ferner kann der Vorstand aus dringenden Gründen eine außerordentliche 

Mitgliederversammlung einberufen.  

 

§ 12.3 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung  

1.  Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstandes, bei dessen 

Verhinderung von einem seiner Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von 

einem durch die Mitgliederversammlung zu wählendem Versammlungsleiter 

geleitet.  

2. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller 

Vereinsmitglieder anwesend sind. Fehlt es an der erforderlichen 

Beschlussfähigkeit, ist eine zweite Versammlung einzuberufen. Die zweite 

Versammlung kann am gleichen Tag zeitversetzt stattfinden. Diese ist dann ohne 

Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist bei 

der Einladung hinzuweisen. 

3. Die Mitgliederversammlung beschließt in geheimer Abstimmung mit der Mehrheit 

der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Kann bei Wahlen kein Kandidat die 

Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist eine 

Stichwahl durchzuführen.  

4. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von drei 

Vierteln, der Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die Auflösung des 

Vereins der Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder.  

5. Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 

Protokoll zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu 

unterschreiben ist. 

 

§13 Kassenprüfer  

1. Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten 

Mitglieder zwei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand angehören dürfen.  

2. Die Amtsdauer der Kassenprüfer beträgt drei Jahre. Die bleiben bis zur gültigen 

Wahl eines Nachfolgers im Amt.  

3. Die Kassenprüfer prüfen einmal im Jahr die sachliche und rechnerische Richtigkeit 

der gesamten Vereinskassen und erstatten der Mitgliederversammlung hierüber 

einen Bericht.  
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§ 14 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke 

1. Über die Auflösung des Vereins entscheidet die Mitgliederversammlung, wobei 

mindestens zwei Drittel der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein müssen.  

2. Fehlt es an der erforderlichen Beschlussfähigkeit, ist eine zweite Versammlung 

einzuberufen. Die zweite Versammlung kann am gleichen Tag zeitversetzt 

stattfinden bei vorheriger Ankündigung. In der zweiten Sitzung kann der 

Beschluss zur Auflösung des Vereins mit den drei Viertel anwesenden Mitgliedern 

beschlossen werden.  

3. Bei der Einladung der Mitgliederversammlung wird die Abstimmung zur 

Vereinsauflösung angekündigt.  

4. Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende des Vorstandes und sein 

Stellvertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die 

Mitgliederversammlung keine anderen Personen beruft.  

5. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins fällt das Vermögen an eine 

gemeinnützige Organisation mit Sitz in Wachenheim an der Weinstraße.  

6. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die 

Rechtsfähigkeit entzogen wurde. 

 

§15 Datenschutz 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche 

und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen 

vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: das Recht 

auf Auskunft zu seinen Daten, das Recht auf Berichtigung seiner Daten, das Recht 

auf Löschung seiner Daten, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung seiner 

Daten, das Recht auf Datenübertragbarkeit, das Widerspruchsrecht und das Recht 

auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde. 

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist 

es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen 

zur Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, 

Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch 

über das Ausscheiden der oben genannten Person aus dem Verein hinaus. Zur 

Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der 

Vorgaben der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über persönliche 

und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 
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4. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen 

vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte: das Recht 

auf Auskunft zu seinen Daten, das Recht auf Berichtigung seiner Daten, das Recht 

auf Löschung seiner Daten, das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung seiner 

Daten, das Recht auf Datenübertragbarkeit, das Widerspruchsrecht und das Recht 

auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde. 

5. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist 

es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen 

zur Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, 

Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch 

über das Ausscheiden der oben genannten Person aus dem Verein hinaus. 

 

§16 Schlussbestimmungen und Inkrafttreten der Satzung  

1. Der Verein soll nach Beschluss der Mitgliederversammlung vom 10.04.2024 bei 

dem Amtsgericht Ludwigshafen am Rhein in das Vereinsregister eingetragen 

werden.  

2. Die vorliegende Satzung ist in der Mitgliederversammlung vom 10.04.2024 

beschlossen worden und mit dem gleichen Tage in Kraft getreten.  

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 

_____________________________  _______________________________ 

Name in Druckschrift   Unterschrift 

 


